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S e n i o r e n – N e w s
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Erben und Vererben ein interessantes Thema im Alter

„Was wird mit meinem Erbe!?“ 

Seit geraumer Zeit häufen sich die Anfragen von Kolleginnen und Kollegen. 

Etwa 40 Teilnehmer hatten sich zu einem Vortrag zu diesem äußerst interessanten Themenbereich. des RA. Andreas Menkel von der Anwaltssozietät Konicek, Weber, 

Paus & Kollegen, aus Bonn im Saal des Hotel „Stegemann“ in Westladbergen am 05.Oktober eingefunden. 
Der Referent, Rechtsanwalt Menkel ist seit mehreren Jahren schwerpunktmäßig auf dem Gebiet des Erb- und des Erbschaftsteuerrechts tätig. 

Anhand von einfachen Beispielen aus dem Alltagsleben erläuterte er die verschiedenen Formen des Testaments sowie der damit verbundenen Fachbegriffe und nahm Stellung zu Fragen wie:

„Was ist bei der Durchsetzung des letzten Willens wichtig, worauf muss ich achten?

Ist die Vorsorge für meine Familie/meinen Ehepartner gesichert und unanfechtbar?

Welche Formalien muss ich bei der Testamentserrichtung einhalten?

Welche steuerlichen Lasten kommen auf meine Erben zu, wie kann ich diese reduzieren?

Welche Bedeutung hat eine Betreuungsverfügung sowie das Patiententestament?“

Welche Worte muss ich beachten und welche sind um Schwierigkeiten zu vermeiden, nicht zu verwenden.

Der Vortrag enthielt viele wichtige Informationen für jeden von uns, was auch in der lebhaften Diskussion und bei den Fragen zum Ausdruck kam. RA. Menkel stellte das deutsche Erbrecht so dar, dass jeder seine persönliche Situation umfassend überprüfen konnte.

Dabei war er besonders überrascht über die bereits vorhandenen Kenntnisse einiger Teilnehmer.

Zum Abschluss wurde von dem APS noch die vom Bundesministerium der Justiz herausgegebene Broschüre zu diesem Thema an die Teilnehmer verteilt.

Rücknahme des Widerspruches 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht für uns abschlägig i.S. Versorgungsänderungsgesetz entschieden hat, muss es nun ja auch mit den eingelegten Widersprüchen weitergehen.

Gem. Rücksprache mit dem Justiziariat des LBV, Frau ORR’in Meves, sollten die eingelegten Widersprüche zurückgenommen werden, da dies dem LBV arbeitstechnisch erheblich entgegen kommen würde; ansonsten müssten jeweils ablehnende Widerspruchsbescheide 

vom LBV versandt werden.

Aus diesem Grunde sollte  der Widerspruch, soweit eingelegt, um Kosten zu sparen zurückgenommen und dem LBV übersandt werden. 

	Landeseniorenkonferenz in Selm/Bork
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Selm/Düsseldorf. Am  fünfte Landesseniorenkonferenz fand am 18 10.05 in Bork statt, an auch der APS der Kreisgruppe Steinfurt als Delegierter teilnahm. Die Landesseniorengruppe der GdP NRW hat auf ihrer 5. Ordentlichen Seniorenkonferenz am 18. Oktober im Selm/Bork einen neuen Vorstand gewählt. Es diskutierten über 80 Mandatsdelegierte und zahlreiche Gäste die Anträge. Der alte und neue Vorsitzende der Seniorengruppe, Dieter Gier, legte einen eindrucksvollen Rechenschaftsbericht über die letzten vier Jahre vor: Zahlreiche Aktivitäten der Senioren, von der Etablierung der Bezirksseniorenvorstände über die Rekrutierung der „APS“ (Ansprechpartner Senioren) bis hin zu Seminaren, Veranstaltungen und Aktionstagen zeigten, dass auch in den letzten Jahren das gewählte Motto bereits Leitlinie der Arbeit war. Mehr Infos dazu auf der Seniorenseite im Internet.




Debeka-Antrag:

Kollege Bernd Heckenkemper hat ein Formular für den DEBEKA-Versicherungsantrag in Anlehnung an das Beihilfe Programm erwickelt. Dieses Programm können nur GdP-Mitglieder  bei mir bekommen. Bei Internet Anschluss kann es auf diesem Wege zugesandt werden.

	Ungerechte Mehrbelastung der Versorgungsempfänger abgesegnet

	Berlin. Als einen Schlag in das Gesicht der Versorgungsempfänger der Polizei bezeichnete der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Konrad Freiberg, die heutige Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Versorgungsänderungsgesetz 2001. 

	In seinem Urteil wies das Gericht die von den DGB-Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes unterstützten Klagen gegen die ungerechte Mehrbelastung der Ruhegehaltempfänger durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001 ab.  Konrad Freiberg: „Damit haben die höchsten Richter erneut bewiesen, dass sie die finanziellen Interessen des Staatshaushaltes über die berechtigten Ansprüche der Betroffenen stellen.“ Zuletzt in der öffentlichen Anhörung zur Klage Ende Juni 2005 in Karlsruhe hatten sämtliche Experten bestätigt, dass die Übertragung der Änderungen im Rentenbereich zu einer überproportionalen Belastung der Versorgungsempfänger führt. 
 „Die Richter haben nicht berücksichtigt, dass bei den Renten lediglich die gesetzliche Grundversorgung gekürzt wird, bei den Pensionen aber auch der Anteil, der betrieblichen Altersversorgung entspricht. Damit sind die Einschnitte bei den Pensionen um mehr als 30 Prozent höher als bei den Renten.“ Der Bundesrat, so der GdP-Vorsitzende weiter, habe diese Auffassung in einer Stellungnahme zum aktuellen Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz im Übrigen bestätigt.“
Weitere Einschnitte in der Versorgung dürfen nun nicht mehr vorgenommen werden. 
Die Dienstherren haben in der Vergangenheit für die Alterssicherung ihrer Beamtinnen und Beamten unzureichend Vorsorge betrieben. Es kann deshalb nicht sein, dass die Beamtinnen und Beamten Kürzungen hinnehmen müssen, ohne dass gleichzeitig ihre Versorgung in der Zukunft gesichert ist. Der DGB hat immer wieder gefordert, die Versorgungsrücklage auszubauen. Durch die Kürzungen in der Versorgung haben die Beamtinnen und Beamten ihren Beitrag zur Verbesserung der Haushaltslage geleistet. Nun ist die Politik am Zuge: Sie muss alternative Finanzierungskonzepte entwickeln." (Wortlaut: DGB)
  


Euer

Ansprechpartner für Senioren

-Jo. Paschke- 

„Unsere Chance -aktiv bleiben –
mitgestalten, mitmachen, mitbestimmen“.















